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Ihre Anfrage zur Einführung eines neuen Tourismusgesetzes im Landkreis Vorpommern-
Rügen 

Sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender Scharmberg, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

in vorbezeichneter Angelegenheit nehme ich Bezug auf die in der Anfrage gestellten Fragen 
und beantworte diese nachfolgend. 

Zunächst bitte ich um Beachtung, dass Fragen, die einen Komplex bilden bzw. in einem -Sinn-
zusammenhang stehen, im Zusammenhang beantwortet werden. 

1. Wie bewertet die Kreisverwaltung den aktuellen Entwurf des Tourismusgesetzes, 
insbesondere im Hinblick auf die verpflichtende Kurabgabe und die geplante Zwangs-
mitgliedschaft von Kommunen in Tourismusorganisationen? Welche Auswirkungen er-
wartet die Verwaltung für die Gemeinden des Landkreises? 

2. Wurden die Gemeinden im Landkreis Vorpommern-Rügen in die Entwicklung des Ge-
setzentwurfs einbezogen? Falls ja, in welcher Form? Falls nein, wie wird sicherge-
stellt, dass ihre Interessen angemessen berücksichtigt werden? 

3. In welcher Form wird der Kreistag in die Erarbeitung einer Stellungnahme des Land-
kreises zum Tourismusgesetz einbezogen? Ist eine Beratung und Beschlussfassung 
durch den Kreistag vorgesehen, bevor eine offizielle Position gegenüber der Landes-
regierung formuliert wird? 

4. Gibt es eine Einschätzung der Kreisverwaltung, welche finanziellen und organisatori-
schen Auswirkungen die Einführung einer verpflichtenden Kurabgabe und die Zwangs-
mitgliedschaft für die betroffenen Gemeinden hätte? 

5. Gibt es bereits klare Regelungen zur Verwendung und Kontrolle der Einnahmen aus 
einer verpflichtenden Tourismusabgabe? Wie wird sichergestellt, dass diese Mittel 
tatsächlich für touristische Infrastruktur und nicht für andere Haushaltszwecke ver-
wendet werden? 

6. Wie bewertet die Kreisverwaltung die geplante Regelung, nach der prädikatisierte 
Kurorte verstärkt zur Finanzierung von Tourismusorganisationen herangezogen wer-
den sollen? Gibt es aus Sicht der Verwaltung Bedenken hinsichtlich einer finanziellen 
Überbelastung dieser Orte? 

 
7. Hat die Kreisverwaltung eine rechtliche Prüfung der geplanten Zwangsmitgliedschaft 

von Kommunen in Tourismusorganisationen vorgenommen? Sieht die Verwaltung 
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hierbei mögliche verfassungsrechtliche Bedenken, insbesondere im Hinblick auf die 
kommunale Selbstverwaltung und die finanzielle Belastung der betroffenen Gemein-
den? 

8. Welche alternativen Modelle zur Finanzierung des Tourismus sieht die Kreisverwal-
tung als sinnvoll an? Gibt es Überlegungen, sich für eine stärkere Beteiligung des 
Landes an den Kosten der touristischen Infrastruktur einzusetzen? 

9. Plant der Landkreis, eine eigene Stellungnahme oder Positionierung zum Gesetzent-
wurf abzugeben? Falls ja, wie sieht diese aus und in welcher Form wird sie an die 
Landesregierung kommuniziert? 

Mit der Veröffentlichung „Gemeinsame Erklärung zur Stärkung und Sicherung der strategi-
schen Entwicklung des Tourismus in Mecklenburg-Vorpommern“ abrufbar unter 
(https://tourismus.mv/artikel/gemeinsame-erklaerung-zur-staerkung-und-sicherung-der-
strategischen-entwicklung-des-tourismus-in-mecklenburg-vorpommern) wird die Gründung 
einer landeseigenen MV Tourismus GmbH zum 1. Oktober 2025 angekündigt.  

Diese GmbH wird unter anderem den Prozess zur Erarbeitung eines neuen Tourismusgesetzes 
aufgreifen und im Dialog neue Vorschläge und tragfähige Lösungen erarbeiten, die die Interes-
sen der Gäste und Einwohner unseres Landes sowie der handelnden Wirtschaftsakteure gleich-
ermaßen in den Blick nehmen. 

Der bisherige Gesetzesentwurf und Fragen zu diesem in seiner bisherigen Form sind damit 
nicht mehr relevant. Es ist derzeit nicht absehbar, wie die Beteiligungsprozesse bei der Erar-
beitung des "neuen" Tourismusgesetzes aussehen werden. 
Antworten für den zukünftigen Prozess hin zu einem Tourismusgesetz können voraussichtlich 
erst nach der erfolgreichen Gründung der MV Tourismus GmbH getroffen werden. 

Die ursprüngliche Stellungnahme des Landkreises Vorpommern-Rügen vom 27. März 2025 zum 
Tourismusgesetz MV im Rahmen der Verbandsanhörung ist beigefügt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Stefan Kerth 
Landrat 
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